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Baupläne auf Chateau Rikx:
Verwaltungsgericht hebt Genehmigung

auf
Das Verwaltungsgericht Düsseldorf hebt die

Baugenehmigung für ein umstrittenes Projekt am
Belsenplatz aufgrund von Lärmschutzbedenken auf.

In einem überraschenden Urteil hat das Verwaltungsgericht
Düsseldorf am 26. August 2024 die Baugenehmigung für ein
umstrittenes Projekt auf dem Gelände des ehemaligen Chateau
Rikx in Düsseldorf-Oberkassel annulliert. Dieses Land, das in der
Vergangenheit für seine historische Jugendstilarchitektur
bekannt war, sollte durch den Neubau von Büroflächen im
Erdgeschoss und 14 Wohneinheiten in den oberen Stockwerken
neu belebt werden. Doch das Gericht hat nun entschieden, dass
der Bau nicht fortgesetzt werden kann.

Im Mittelpunkt des Urteils steht die Klage eines benachbarten
Gaststätten- und Brauereibetriebs, der erhebliche Bedenken
geäußert hat. Laut der Entscheidung wurde die ursprüngliche
Baugenehmigung, die am 26. Oktober 2022 erteilt wurde, als
unbestimmt und nachteilig für die Anwohner gewertet.
Besonders kritisiert wurde der Umgang mit einem möglichen
Lärmkonflikt zwischen der geplanten Fläche für Wohnzwecke
und dem bestehenden Biergarten, der direkt neben dem
Bauplatz liegt.

Die Gründe des Gerichts

Ein zentrales Argument des Gerichts war die Gefahr
unzumutbarer Lärmbelastungen für zukünftige Anwohner,



insbesondere in den Abendstunden und an den Wochenenden.
Es wurde festgestellt, dass die bestehenden Lärmquellen,
insbesondere solche, die von einem Biergarten ausgehen, nicht
ausreichend bei der Neubewertung des Bauprojekts
berücksichtigt wurden. Dies könnte zu unzumutbaren
Lebensbedingungen für die künftigen Bewohner führen.

Darüber hinaus wird eine mögliche Verletzung des
bauplanungsrechtlichen Rücksichtnahmegebots befürchtet.
Dieses Gebot verlangt, dass bei Bauvorhaben auch die
Interessen der Nachbarn respektiert werden, was in diesem Fall
nicht hinreichend berücksichtigt wurde. Das Gericht stellte fest,
dass Rücksichtnahme bei der Stadtplanung von grundlegender
Bedeutung ist, und appellierte an die dagegen bestehenden
Prinzipien, um eine harmonische Nachbarschaft zu
gewährleisten.

Detailreiche Informationen zur Vorgeschichte des Projekts
zeigen, dass es bereits frühzeitig zu Spannungen kam. Im Juni
2023 stoppte das Gericht zunächst den Bau im Eilverfahren. Im
Dezember 2023 hob das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-
Westfalen diesen Stopp jedoch auf und erlaubte die
Bautätigkeiten wieder. Das aktuelle Urteil, das die
Baugenehmigung aufhebt, ist somit das jüngste Kapitel in einem
recht komplexen Rechtsverfahren.

Das Gericht hat in seiner Entscheidung auch eine
Berufungsmöglichkeit eingeräumt, die es dem
Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen
ermöglichen wird, den Fall weiter zu prüfen. Diese Möglichkeit
könnte noch zu weiteren juristischen Auseinandersetzungen
führen, die sowohl den Eigentümer des Geländes als auch die
bestehenden Nachbarn betreffen.

Das Aktenzeichen für den Fall lautet 4 K 8859/22, und
detaillierte Informationen können über die Presseabteilung des
Verwaltungsgerichts Düsseldorf abgerufen werden unter
pressestelle@vg-duesseldorf.nrw.de. Sowohl Bewohner als auch



Investoren werden die Entwicklung genau im Auge behalten,
während sich die juristischen Auseinandersetzungen um das
umstrittene Bauprojekt fortsetzen.

Details
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